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des Großherzogthums Poſen. 


Im Verlage der Hof⸗Buchdruckerei von W. Decker & Comp. Redakteur: G. Müller. 


Donnerſtag den 11. Januar. 


Inland. 


Berlin den 9. Januar. Se. Majeſtät der 
König haben Allergnädigſt geruht: Dem hieſigen 
praktiſchen Arzte Dr. Roſenſtiel und dem Hof⸗ 
Medikus Dr. Rummel zu Charlottenburg den 
Charakter als Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 

Berlin, den 8. Januar 

Se. Hoheit der Herzog Wilhelm von Meck- 

lenburg⸗Schwerin, iſt nach Dresden abgereiſt. 


Berlin den 8. Januar. Der Landtags- 
Abſchied für die zum ſiebenten Provinzial-Land⸗ 
tage verſammelt geweſenen Stände des Herzog⸗ 
thums Schleſien, der Grafſchaft Glatzund 
des Markgrafthums Ober-Lauſitz enthält 
nachſtehende intereſſante Beſcheide: Auf den Antrag 
um Vorlegung t des Eheſcheidungs-Geſetzes 
an den Provinzial⸗Landtag: „Auf die von 
Unſeren getreuen Ständen vorgetragene Bitte, das 
in der Verathung begriffene Geſetz über die Ehe— 
ſcheidungen dem Provinzial-Landtage zur Begut⸗ 
achtung vorlegen zu laſſen, verweiſen Wir dieſelben 
auf die bereits mit Unſerer Genehmigung dem Land» 
tags⸗Marſchall gemachte Eröffnung, daß die Ab⸗ 
ſicht feſtſtehe, die ſtändiſche Begutachtung des Ger 
ſetzes eintreten zu laſſen, ſofern daſſelbe überhaupt 
noch Beſtimmungen enthalten ſollte, rückſichtlich de⸗ 
ren verfaſſungsmäßig das Gutachten der Stände 
einzuholen if.” — Beſchränkung des leicht⸗ 
ſinnigen Eingehens von Ehen: „Obgleich 
leichtſinnig eingegangene Ehen aus den von Unſeren 
getreuen Ständen hervorgehobenen Gründen als ein 
großes Uebel anerkannt werden müſſen, ſo tra⸗ 


gen Wir dennoch Bedenken, denſelben durch di⸗ 
rekte Beſchränkungen, welche von Unſeren ges 
treuen Ständen auch nicht beantragt worden, entge⸗ 
genzuwirken. Eine heilſame Gegenwirkung gegen 
jenen Leichtſinn iſt aber von denjenigen die Ehe be⸗ 
treffenden Beſtimmungen zu hoffen, deren Berathung 
von Uns angeordnet und noch im Gange iſt. Ernſte 
und würdige Behandlung der Eheſachen, und ins⸗ 
beſondere eine richtige Behandlung der Eheſcheidun⸗ 
gen ſind geeignete Mittel, das allgemeine Bewußt⸗ 
ſeyn der hohen Würde und der Heiligkeit der Ehe 
herzuſtellen und zu befeſtigen, und dadurch von leicht⸗ 
ſinniger Eingehung der Ehe zurückzuhalten. Außer⸗ 
dem haben Wir, dem Antrage Unſerer getreuen 
Stände gemäß, eine legislative Berathung der 
Frage befohlen, ob im Intereſſe der guten Sitte 
und der Ehen die auf unehelichen Geſchlechts-Um⸗ 
gang gegründeten Anſprüche unzüchtiger Weibsper⸗ 
ſonen und unchelicher Kinder zu beſchränken ſind, 
und behalten Uns, nach Maßgabe des Ausfalls die⸗ 
fer Berathungen, auf die Anträge Unferer getreuen 
Stände, deren Tendenz Uns wohlgefällig geweſen 
iſt, die weitere Entſchließung vor.“ — Ermäßi⸗ 
gung des Brief-Portos: „Modifikationen des 
Porto-Regulativs vom 28. Decbr. 1824, durch 
welche die Anträge Unſerer getreuen Stände auf Er⸗ 
mäßigung des Brief-Porto Berückſichtigung finden 
werden, find in der Berathung begriffen. Unſere 
Entſchließung ift darüber zu gewärtigen. Der Franki⸗ 
rungszwang für Briefe nach und aus einigen frem⸗ 
den Staaten, welchen Unſere getreuen Stände als 
erſchwerend für den Verkehr bezeichnen, wird durch 
Vereinbarungen mit den betreffenden fremden Re⸗ 
gierungen ſo weit als möglich beſeitigt werden. Was 
die beantragte Feſtſtellung einer in allen Deutſchen 


- 
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Staaten die Portofreiheit bedingenden Rubrik be⸗ 
trifft, ſo müſſen Wir Unſeren getreuen Ständen be⸗ 
merklich machen, daß wenn hiermit der Antrag aus⸗ 
gedrückt werden ſoll, amtliche, zur Portofreiheit 
geeignete Korreſpondenz zwiſchen Unſeren und ande⸗ 
ren Deutſchen Staatsbehörden gegenfeitig ohne Por⸗ 
tozahlung zu befördern, deshalb bereits ſachgemäße 
Einrichtungen beſtehen. Von dieſer Portofreiheit 
ſind auch die Angelegenheiten armer, zur Portozah⸗ 
lung unfähiger Parteien, ſo weit ihre Angelegenhei⸗ 
ten von den Behörden betrieben werden, nicht aus⸗ 
geſchloſſen“. — Baldige Emanirung des 
Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetzes: Es ſind die nö⸗ 
thigen Anordnungen getroffen, daß das in der Ber 
rathung begriffene Gewerbe-Polizei-Geſetz — den 
Wünſchen Unſerer getreuen Stände entſprechend — 
bald erſcheinen wird.“ 

Berlin den 9. Januar. Die heute ausgege- 
bene Nummer der Allg. Preuß. Ztg. enthält den 
Landtags-Abſchied für die zum fiebenten Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen Stände der 
Nhein⸗Provinz, welchem eine ausführliche Denk⸗ 
ſchrift von den Juſtizminiſtern Mühler und von 
Savigny, betreffend den Entwurf des neuen 
Strafgeſetzbuchs, beigefügt iſt. 


Poſen. — (Eingeſandt.) — Der Federkrieg 
scheint ſich auch bei uns einheimiſch machen zu wol⸗ 
len, wozu die Einkommenſteuet Veranlaſſung gege⸗ 
ben hat. Es mag aber noch ſo viel darüber geſchrie⸗ 
ben und geſchrieen werden, das Uebel der Nothwen⸗ 
digkeit iſt nun einmal da; die Kommunal⸗Laſten 
nehmen mit der Vergrößerung der Einwohnerzahl 
von Jahr zu Jahr zu *) und die Revenũen der Stadt 


) Eine hingeſtellte 
Einſender den Beweis 


Behauptung, fuͤr die der Herr 
ſchuldig bleibt. Wenn die La⸗ 
ſten mit der wachſenden Bevoͤlkerung, die doch im⸗ 
mer ein Zeichen von Bluͤthe und Wohlſtand iſt, zu⸗ 
nehmen muͤſſen, jo wuͤrde man nach des Einſenders 
Logik, umgekehrt zu ſchließen berechtigt ſeyn, daß mit 
abnehmender Bevölkerung, alſo mit dem Verfall der 
Stadt, die Laſten ſich vermindern müßten! 
Wahrſcheinlich aber würde man — wenn je em ſol⸗ 
cher Fall eintreten follte — darin mit Recht wieder 
einen Grund fuͤr die Vermehrung der Laſten finden. 
Alſo: wenn die Bevölkerung zunimmt, To muͤſſen die 
Laſten wachſen, und wenn die Bevölkerung abnittant, 
fo muͤſſen die Laſten auch wachſen! — Wir muͤſſen 
dem Herrn Einſender erwidern, daß die Bevoͤlke⸗ 
rungszunahme einer Stadt allemal ein Zeichen von 
ſteigender Betriebſamkeit in derſelben iſt; denn wo 
die Gelegenheit zum Erwerbe ſehlt, da ziehn ſich die 
Menſchen nicht hin. Die Bevölkerung wächft aber 
auf 1 15 Art: einmal durch Ueberſchuß der Ge; 
burten Über die Todesfälle (welches Wachsthum jer 
doch nicht ſehr bedeutend iſt), und dann durch Gin⸗ 
wanderung von Außen. Durch letztere kann der Pau⸗ 
erismus in einer Stadt allerdings zunehmen, wenn 


nicht sorgfältig deiner gewacht wird, daß and 
l, dem die wöhige Anbeirsfraft — das Ka⸗ 
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mit jedem Jahre immer mehr ab. Früher hatte die 
Kämmereikaſſe von dem Brückenzoll und von dem 
Grätzerbierſchank⸗Privilegium eine jährl. Einnahme 
von circa 8000 bis 9000 Kthlr.; beide ſind auf⸗ 
gehoben. An die Stelle des erſtern trat das Pfla- 
ſtergeld; ſobald aber die Chauſſee bis Schwerſenz 
fertig ſeyn wird — fie wird noch in dieſem Jahre 
befahren werden — ſo hört auch dirfer auf, und die 
Kommune büßt hierbei circa 8000 Rthlr. jährlich 
ein. Zu dem allgemeinen Provinzial-Chauſſeebau 
muß Poſen von 1844 ab, durch 15 Jahre, jähr⸗ 
lich 3500 Rtlr., mithin für dieſen Zeitraum 52,500 
Kthlr. beitragen! Iſt es da wohl ein Wunder, wenn 
die Mittel der Stadt nicht mehr ausreichend ſind? 
Und worin beſtehen dieſe Mittel? In Kommunal- 
Vermögen? Nein, die Kommune hat kein Vermö⸗ 
gen; — ihre Mittel beſtehen hauptſächlich in dem 
Antheil des Mahl- und Schlachtſteuer-Zuſchlags; 
das übrige Einkommen iſt höchſt unbedeutend, und 
fo iſt es wohl ganz natürlich, daß das Deſicit durch 
eine direkte Beſteuerung der Einwohner gedeckt wer⸗ 
den muß. Es kann hierbei weder den Magiſtrat, 
noch die Stadtverordneten ein Vorwurf treffen; die 
Umſtände gebieten eine ſolche Maßregel. 

Wenn nun aber einmal eine dirckte Beſteuerung 
eintreten mußte — in anderen größeren Städten *) 
beſteht ſie ſchon längſt — ſo muß von Seite der ſtäd⸗ 
tiſchen Behörde Sorge dafür getragen werden, daß 
ſolche für die nächſte *) Zukunft nicht erhöht zu 
werden braucht. Dies kann nur durch eine ſparſa⸗ 
me Verwaltung und durch neue Neben- Revenüen 
erreicht werden. Warum führt man nicht eine Hun⸗ 
deſteuer ein? Es find gewiß an 2000 (2) ſolcher Be⸗ 
ſtien in der Stadt, und eine Abgabe von 2 Rthlr. 
würde der Kämmereikaſſe jährlich einige Tauſend 
Thaler einbringen. 

Mit dem Aufhören des Pflaſterzolles hat die Kom⸗ 
mune unbeſtreitbar das Recht, den zu Markt kom⸗ 
menden Marktfuhren ein Standgeld aufzuerlegen, 
um durch daſſelbe den Ausfall des Pflaſterzolles zu 
decken. — Mit der Sparkaſſe könnte ferner füglich 
eine Leih⸗Anſtalt verbunden werden, wobei gewiß 
ein nicht unbedeutender Gewinn übrig bliebe. — Die 
Straßenreinigung koſtet jetzt an 3000 Rthlr. jähr⸗ 
lich; bei eigenen Kämmerei⸗Pferden dürfte fie kaum 
die Hälfte koſten, da die Arbeitskräfte in unſerm 
Arbeitshauſe nicht fehlen; ſodann könnten dieſe 


pital des — Mannes — gebricht. Die Haupt⸗ 
Aufgabe der Verwaltungs Behörde einer Kommune 
beſteht nicht darin, den adminiſtrativen Mechanis⸗ 
mus im Gange zu halten, ſondern darin: durch Ab⸗ 
wehr aller dem Ganzen feindlichen Potenzen, ſo wie 
durch neue zeitgemäße Schoͤpfungen, das Wohl der 
Kommune zu ſichern und zu fordern. Anm. d. R. 

*) Doch mur in einigen! 

* Alſo ſpuͤter doch! 
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Pferde auch zum Leichentransport gebraucht werden 
u. ſ. w. | 

Je mehr die Herren Stadtverordneten in den 
Geiſt der Verwaltung eindringen, deſto größere Er⸗ 
ſparniſſe und Hülfsquellen werden ſich herausſtellen, 
ohne dabei das Publikum irgend zu beläſtigen. 

Während wir von Erſparniſſen ꝛc. bei der Käm⸗ 
merti⸗Verwaltung ſprechen, lenken wir die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlung auf einen 
ſchon vielfach in dieſer Zeitung beſprochenen Gegen⸗ 
ſtand, nämlich auf den Feuer⸗Societäts⸗Verband. 
Derſelbe berührt zu große Intereſſen, als daß er 
nicht von den Vertretern der Stadt nach feiner gan- 
zen Wichtigkeit gewürdigt werden müßte. Wieder⸗ 
um fordert der Provinzial⸗Verbaud 50 0 Zuſchuß⸗ 
Beiträge und ſo verſtreicht ein Semeſter nach dem 
andern unter gleichen Opfern der Bürgerſchaft. 
Nach frühern Nachrichten ſollte die Sache bei der 
Staats⸗Regierung und ſelbſt bis zum Thron verfolgt 
werden, doch iſt bis heute nichts geſchehen, wenig⸗ 
ſtens nichts darüber bekannt geworden. Iſt denn 
dieſe Sache ſo geringfügig, daß die Stadtverordne⸗ 
ten darüber hinwegſehen dürfen? Iſt es nicht viel⸗ 
mehr ihre Pflicht, die Stadt und Bürgerſchaft von 
einem Verbande loszureißen, welcher deren beſte 
Kräfte verſchlingt? Soll noch eine halbe Mill. Thlr. 
geopfert werden? Die Herren Stadtverordncten ſez⸗ 
zen ſich einem allgemeinen Vorwurf aus, wenn ſie 
nicht vereint mit dem Magiſtrat ohne allen Aufſchub 
geeignete Schritte thun werden. — r. 


Berlin den 8. Januar. (Privatmitth.) Eine 
für alle Provinzen unſeres Staates wichtige Nach⸗ 
richt iſt, daß in dieſem Jahre eine allgemeine Ge⸗ 
werbrausſtellung, wozu aus dem geſammten Preu⸗ 
ßiſchen Staate Proben eingeſchickt werden können, 
hier in Berlin ſtattfinden ſoll. Als Ort der Aus⸗ 
flellung find die Säle der hieſigen Akademie der Künſte 
beſtimmt. Leider iſt nur zu bedauern, daß, wie 
man hört, wegen dieſer Gewerbe- Ausſtellung die 
Kunſt⸗ Ausſtellung in diefem Jahre ausfallen fol. 
Für unſere Akademie der Künſte, ſo wie auch für 
die einzelnen Künſtler würde dieſes ein ſehr empfind⸗ 
licher Verluſt ſein. Unſere Akademie der Künfte 
würde dadurch in dieſem Jahre einen Ausfall von 
13 — 14,000 Thalern erleiden, da bekanntlich durch 
die Eintrittsgelder zur Kunſtausſtellung dieſe Sum⸗ 
me erſchwungen wird. Die Künſtler hegen deshalb 
das Vertrauen zu Sr. Maj. dem König, daß rine 

Einrichtung getroffen werde, daß ihnen durch 
die Gewerbrausſtellung, deren Wichtigkeit ſie wohl 
zu erkennen wiſſen, kein Nachtheil erwachfe. Da 
unfere Hauptfiadt fo manche andere große Räume, 
die ſich für die Gewerbtausſiellung eignen, beſitzt, 
ſo würde ſich leicht ein Ausweg finden laſſen, daß 
kein Stand auf Koſten eines anderen, minder be⸗ 


güterten Standes begünſtigt werde, was auch keines⸗ 
weges in der Abſicht der betreffenden Behörde liegen 
kann. Sollte die Gewerbeausflellung nicht etwa in 
einem der hieſigen großen Exercierhäuſer ſtatthaben 
können? Hoffentlich werden die Wünſche der Künſt⸗ 
ler in dieſer Hinſicht höhern Ortes nicht unberückſich⸗ 
tigt gelaſſen werden, damit eines Theiles die Künſt⸗ 
ler keinen Schaden erleiden und anderen Theiles das 
Publikum den Genuß einer großartigen Kunſtaus⸗ 
ſtellung in dieſem Jahre nicht zu entbehren habe. — 
Die Vorbereitungen zu den Hoffeſten in dem hieſi⸗ 
gen Königlichen Schloſſe werden bereits getroffen. 
Wie man erfährt, wird in dieſem Jahre der „ge⸗ 
ſliefelte Kater“ von Ludwig Tieck die Grundlage 
des Maskenfeſtes bilden. — Dem Vernehmen nach 

werden die Satzungen des Schwanenordens, mit 

deren Ausarbeitung Herr v. Stillfried beauftragt 

ſein ſoll, bei Gelegenheit des allgemeinen Ordensfe⸗ 

fies am 21. Januar veröffentlicht werden. — Das 

großartige Kroll'ſche Vergnügungs-Lokal vor dem 

hieſigen Brandenburger Thore wird gegen Ende die⸗ 
ſes Monats eröffnet werden. Großartigere öffent⸗ 

liche Orte der Art dürfte es in Europa wohl wenige 

geben. Drei durchlaufende Säle in demſelben ha⸗ 

ben zuſammen eine Länge von 300 Fuß. Der un⸗ 

geheure Gaskeſſel zur Beleuchtung dieſes fo geräu⸗ 

migen Lokals, deſſen auf Walzen bewerkſtelligte Bes 

förderung durch die Straßen unſerer Stadt mehrere 
Tage in Anſpruch nahm, wurde überall von dem 
ſich verſammelnden Volke angeſtaunt. — Die hier 

lebende Dr. Dethier, ein Rheinländer, hat von 

unſerer Regierung die Erlaubniß zur Gründung ei⸗ 

ner Zeitung für Eiſenbahnweſen und Handel erhal⸗ 

ten. Im kommenden Monate wird dieſe Zeitung 

bereits hier erſcheinen. Nächſtens hoffen wir Nähe⸗ 

res über die Aufgabe, welche ſich dieſe jedenfalls 
freudig zu begrüßende Zeitung geſtellt hat, mitthei⸗ 

len zu können. — Es iſt erfreulich, daß auch von 

unferm Kultusminiſterium Schritte gegen den über⸗ 

mäßigen Genuß des Branntweins geſchehen ſind. 

Die Geiſtlichen ſind aufgefordert worden, in ihren 

Gemeinden dem verderblichen Vranntweintrinken, 

das hier in Berlin fortfährt, die beklagenswertheſten 

Folgen zu äußern, mit allen Kräften entgegenzuwir⸗ 

ten. Wenn irgendwo ein Pater Matthew Noth 

thäte, ſo iſt es in unſerer Hauptſtadt, die gleichſam 

als eine der ſtärkſten Schanzen des zu bekämpfenden 

Feindes gelten kann. Hoffentlich wird dem gefähr⸗ 

lichen Uebel aber auch hier, wie in andern Deutſchen 

Städten, beizukommen fein. Von Deutſchen Geiſt⸗ 

lichen dürfte Kaplan Seling in Osnabrück in die⸗ 

ſer Hinſicht am Meiſten gewirkt haben, weil er das 

Volk kennt und ihm nicht jedes Vergnügen und je⸗ 

den anſtändigen Genuß als unvereinbar mit der 

Religion darſtellt. Pietiſtiſche Anſichten verfehlen 

auf das Volk meiſtens alle Wirkung. 
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Berlin den 6. Jan. Das heute ausgegebene 
Militair⸗Wochenblatt enthält folgende Aller⸗ 
höchſte Kabinets⸗Ordre an das Kriegs⸗Miniſterium: 

„Zur Beſeitigung der Verſchiedenheiten, welche 
in der Anwendung der, die Dienſtleiſtung der beur⸗ 
laubten Landwehr-Dffiziere bei der Linie betreffenden 
Ordres vom 29. Januar 1821 und vom 28. April 
1831 wahrgenommen worden ſind, beſtimme Ich 
hierdurch Folgendes: 

1) Ein jeder Landwehr-(Infanterie- oder Ka⸗ 
vallerie⸗) Offizier, welcher als folder. noch keine 
Landwehr⸗Uebung mitgemacht hat, wird zu einer 
vier⸗ bis ſechswöchentlichen Uebung bei dem Divi⸗ 
fionsftabe oder einem Truppentheile einberufen. Im 
erſteren Falle wird in Bezug auf feine Ausbildung 
nach Vorſchrift der Ordre vom 28. April 1831 
verfahren; im letzteren iſt ein Stabs-Ofſtzier des 
Truppentheils ſpeziell mit der theoretiſchen und prak⸗ 
tiſchen Ausbildung der auf dieſe Weiſe einberufenen 
Offiziere zu beauftragen. In beiden Fällen erhal⸗ 
ten die einberufenen Offiziere freie Poſt zur Hin⸗ 
und Rückreiſe, die Diäten, welche extraordinair zu 
liquidiren ſind, und, inſofern ſie zur Kavallerie 
gehören, während der Uebungszeit ſelbſt eine Ra⸗ 
tion. Die Zahl diefer Landwehr-(Infanterie- oder 
Kavallerie⸗) Offiziere darf in keinem Jahre vier für 
jedes Bataillon überſteigen, wobei ſich jedoch die 
Bataillone einer Brigade übertragen können. 

Es muß der Auswahl der einzuberuſenden Ofſfi⸗ 
ziere von dem Landwehr-Brigade-Commandeur be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit gewidmet, auch die für den 
Zweck in jeder Beziehung geeigneteſte Zeit gewählt 
werden. Die Heranziehung der Landwehr⸗Ofſiziere 
zu wiederholten Uebungen dieſer Art iſt nicht geſtattet. 

2) Aelteren Landwehr-Offizieren kann nur aus⸗ 
nahmsweiſe auf ihren eigenen Wunſch und beſonde⸗ 
ren Antrag, wenn ſolcher ſich z. B. auf ihre Des 
fähigung zur Beförderung bezieht, nachgegeben wer⸗ 
den, daß ſie zu einer einmaligen vierwöchentlichen 
Uebung bei den Linientruppen eintreten. Sie er⸗ 
halten alsdann die Diäten, und wenn ſie zur Land⸗ 
wehr⸗Kavallerie gehören und zwei Pferde mitbrin⸗ 
gen, auch zwei Rationen; beides aus dem Uebungs⸗ 
Etat des Bataillons. Die Reiſekoſten für die wei⸗ 
tere Entfernung, als zum Stabsquartier des Bas 
taillons, können ihnen durch das Militair⸗Oekono⸗ 
mie⸗Departement gewährt werden. Ihre Zahl darf 
jährlich nicht mehr betragen, als 2 Landwehr-In⸗ 
fanterie⸗Offtziere und 1 Kavallerie- oder Artillerie⸗ 
Offiziere pro Bataillon. Eine Uebertragung der 
Bataillone findet hierbei nicht ſtatt. Zur Vermei⸗ 
dung extraordinairer Ausgaben dürfen in Stelle fol 
cher zur Linie kommandirten Landwehr + Offiziere, 
Offiziere der Linie zu der Uebung der Landwehr⸗ 
Vataillone nicht kommandirt werden. 


Das Kriegs⸗Miniſterium hat danach die weitere 
Verfügung zu treffen. 

Charlottenburg, den 14. December 1843. 

(gez.) Friedrich Wilhelm.“ 

Koblenz den 4. Januar. (Rh.= u. M. Z.) 
Allgemein hält man jetzt hier die Zuſammenkunſt 
unſeres Königs mit der Königin Victoria und dem 
Könige Leopold der Belgier im künftigen Sommer 
oder Frühjahre in hieſiger Stadt für eine ausge⸗ 
machte Sache. (Von Berlin ging uns kürzlich aus 
achtbarer Quelle die Nachricht zu, daß man dort 
von einer ſolchen Zuſammenkunft nichts wiſſe.) 


Ausland. 
Deutſchland. 

Aus dem Herzogthum Raſſau den 1. Jan. 
(F. J.) Auf Verordnung der Herzoglich Naſſaui⸗ 
ſchen Landesregierung iſt eine neue Liturgie bei dem 
öffentlichen Gottesdienſte der evangeliſch-chriſtlichen 
Kirche in dem Herzogthum Naſſau herausgegeben 
und mit dem heutigen Neujahrstage in allen evan⸗ 
geliſchen Kirchen eingeführt worden. 

Schwäbiſch-Hall den 1. Januar. Eine 
ebenſo unnatürliche als ſchauderhafte Grauſamkeit 
empört ſeit einigen Tagen die Gemüther in unſerer 
ſonſt ſo ruhigen Stadt. Der hieſige Meſſerſchmied 
Wurm, der im Begriff ſtand, zur dritten Ehe zu 
ſchreiten, und in ſeiner einzigen 17jährigen Tochter 
aus erſter Ehe, deren mütterliches Vermögen er vers 
waltete, ein Hinderniß erblickt zu haben ſcheint, 
führte den gräßlichen Entſchluß aus, das Mädchen 
in eine Art von „engem kurzen Kaſten“ zu ſperren 
und dieſen im ſogenannten Spänekämmerchen ver⸗ 
ſteckt zu halten. In dieſem ſchauerlichen Kerker bes 
fand ſich das unglückliche Geſchöpf ſeit vier Wo— 
chen in dem Zuſtande eines Lebendigbegrabenen und 
erhielt täglich von ihrem unmenſchlichen Vater zwei 
bis drei Kartoffeln zur Nahrung, welche ſchmale 
Koſt allerdings zur Erhaltung ihres Daſeins mehr 
beitrug als der Rabenvater beabſichtigt haben mochte, 
da ſie in dieſem engen Gefängniſſe bei einer nahrhaf⸗ 
tern Koſt unfehlbar das Leben eingebüßt haben würde. 
Endlich im Laufe der vorigen Woche faßten die Nach- 
barn Verdacht und die Behörde ſchritt ein. Man 
zog die Unglücklich, im wörtlichen Sinne, aus dem 
Unrath hervor, von Fäulniß und Ungeziefer anges 
freſſen, völlig zuſammengekrümmt und unfähig, 
ſich wieder aufzurichten. Wurm, ſo wit 
deſſen Verlobte, wurden ſofort verhaftet, und im 
erſten Verhör über ſeine ſchändliche That zur Rede 
geſtellt, erklärte er im Tone und in der Sprache der 
ſogenannten „Frommen“ (Pietiſten), denen er ſich 
beizählt: „Wenn er unrecht gehandelt habe, ſo werde 
ihn Gott ſchon in der künftigen Welt beſtrafen; die 
Sache gehe daher keine weltliche Behörde was an.“ 
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In gleichem Sinne äußerte er, vielleicht in der Ab⸗ 
ſicht, für wahnſinnig gehalten zu werden, noch fer⸗ 
ner: „Es geht Euch nichts an; vor dem ewigen 
Gerichte werde ich ſchon wiſſen, mich zu verantwor⸗ 
ten!“ — Als phyſiologiſche Merkwürdigkeit habe 
noch hinzuzufügen, daß die Wurm'ſche Tochter in 
ihrer vierwöchentlichen Abgeſchiedenheit die Sprache 
gänzlich verloren oder verlernt hat (2) — we⸗ 
nigfiens hat fie feit ihrer Befreiung bis zur Stunde 
noch keine artikulirten Worte zu vernehmen gegeben. 

Aus dem Mecklenburgiſchen, Anfangs 
Januar (Achn. Ztg.) Die Regierung und die an 
der Preußiſchen Grenze wohnenden Mitglieder der 
Ritterſchaft find geneigt zum Anſchluß an den Zoll⸗ 
Verein, die Mehrzahl der Ritterſchaft und die Land⸗ 
ſchaft ſind gegen den Anſchluß. Der Handelsvertrag 
mit England, auf den die Stände, unter heftigem 
Widerſpruch des einen Theils der Ritterſchaft, ans 
getragen, und hinſichts der Koſten ſtändiſche Bei⸗ 
hülfe angeboten haben, iſt eine ganz erfolg-, zweck⸗ 
und nutzloſe Demonſtration gegen den Zoll⸗Verein. 
Das Anerbieten der Stände, zu den Koſten, die 
ein ſolcher Handelsvertrag verurſachen würde, bei— 
zutragen, iſt von der Regierung angenommen und 
verheißen, daß Sereniſſimus ſich bei günfliger Gele⸗ 
genheit des ſtändiſchen Wunſches erinnern werde. 

Frankreich. 

Paris den 4. Jan. Bei der vorgeſtrigen Er⸗ 
nennung der Kommiſſarien für die Entwerfung der 
Adreſſe in den neun Bürcaus der Deputirten-Kam⸗ 
mer hat ſich die conſervative Majorität noch ent⸗ 
ſchiedener herausgeſtellt, als bei der Organiſirung 
der Burtaus. Unter I Kommiſſarien zählt die kon⸗ 
ſervative Partei 7 und die Oppoſition nur 2. 

Im Hotel Courcelles werden die Anſtalten zur 
Abreiſe wieder mit der größten Thätigkeit betrieben. 

Die Gazette de France verſichert, daß 
der Herzog von Richtlieu in der PairssKammer auf⸗ 
gefordert werden würde, ſich über ſeine Reiſe zu 
dem Herzog von Bordeaux zu erklären, und daß 
die Herren Jacqueminot und Liadieres denſelben 
Gegenſtand in der Deputirten-Kammer zur Spra⸗ 
che bringen würden. 

Man ſpricht auch davon, daß mehrere Offiziere, 
welche den Herzog von Bordeaux in London beſucht, 
vor Gericht geſtellt werden ſollen, unter der Bes 
ſchuldigung, einen Artikel des Geſetzes verletzt zu 
haben, welcher den Militairperſonen verbietet, ſich 
ohne beſondere Erlaubniß aus dem Lande zu ent⸗ 
fernen. Dies würde den Verluſt ihres Grades nach 
ſich ziehen. 

Aus Oran ſchreibt man für gewiß, Abd el 
Kader zeige ſich geneigt, mit der Franzöſiſchen Re⸗ 
gierung zu unterhandeln; er wolle, wofern ihm 
dieſe eine Penſion ausſetze, einwilligen, Algerien 
zu verlaffen und ſich nach Mekka zurückzuziehen. 


Großbritannien und Irland. 

London den 2. Jan. Ihre Majeſtät die Kö⸗ 
nigin ließ am geſtrigen Neujahrstage an die Armen 
von Windſor Brod und Fleiſch austheilen und 
wohnte, in Begleitung ihres Gemahls, mit dem 
ganzen Hofſſtaate dieſer Vertheilung in der Reit⸗ 
ſchule ſelbſt bei. 6 

Seine Königl Hoheit der Herzog von Vordeaux 
iſt am 30. v. M. in Plymouth angekommen. 

Der Globe bringt folgende, wenn wahr, höchſt 
wichtige Nachricht: Die Entlaſſung des Lord 
de Gray als Lordlieutenant von Irland 
ſoll von dem Kabinet beſchloſſen worden ſein. Die 
Nothwendigkeit einer herzlicheren Vereinigung, einer 
vollkommneren Uebereinſtimmung in den Anſichten, 
einer konſequenteren Entſchiedenheit im Wollen und 
Handeln, als die jetzige Exekutive in Irland charak⸗ 
terifirt haben, iſt ſeit langem erkannt und gefühlt 
worden; auf dieſe Weiſe ſoll Vertrauen zur Regie 
rung erzeugt und erhalten werden. Die Abberufung 
des Lord de Gray wird wohl erſt zu Anfang des 
nächſten Frühjahrs ſtattfinden, aber daß fie beſchloſ⸗ 
ſen worden iſt, ſcheint, wie man uns aus völlig 
glaubwürdiger Quelle verſichert, ausgemacht. Der 
Herzog von Richmond wird als der neue 
Vice⸗König bezeichnet. 

Der Corker Examiner ſpricht von einer ge⸗ 
heimen Aſſociation, ähnlich jener, welche 1598 
unter dem Namen Paddy M' Kewism, ſo beklagens⸗ 
werthe, ſchreckliche Folgen hatte, und die ſich nach 
ſeiner Angabe wieder im Lande zeige. Ein auf der 
Poſt aufgefangener Brief ſoll die Verſchwörung ent⸗ 
deckt haben und ein Regierungsbeamter darein vers 
wickelt ſeyn. (2) 

Spanien. 

Madrid den 26. Decbr. Die Ernennung des 
Herrn Martinez de la Roſa zum Botſchafter 
in Paris ſcheint entſchieden ausgemacht zu ſein; es 
wiederholt ſich aber das Gerücht, er habe den Po⸗ 
ſten nur unter der Bedingung angenommen, daß 
zuvörderſt eine Aenderung im Cabinet vor ſich gehe. 
Die Minifter Carrasco und Mazaredo find geneigt, 
das Cabinet (mit Ausſchluß Bravo's) zu reconſti⸗ 
tuiren, aber Narvaez iſt dagegen. 

Aus Figueras vom 28. Dechr. wird geſchrie⸗ 
ben, daß die Capitulations⸗Unterhandlungen aber⸗ 
mals abgebrochen wurden. General de Meer war 
vor dem Fort angekommen. 

Madrid den 28. Dec. In beiden Kammern 
wurde geſtern ein Königl. Dekret verleſen, kraft 
deſſen die Sitzungen der Cortes ſuspendirt, 
werden. Dieſe Maßregel hat allgemeine Ueber⸗ 
raſchung erregt und Niemand weiß ſich von den Grün⸗ 
den Rechenſchaft zu geben, welche die Regierung 
veranlaßten, ſich der Mitwirkung der Nationalver⸗ 
tretung gerade zu einer Zeit zu berauben, da ſie 
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mehrere wichtige Gelee, über welche die Entſchei⸗ 
dung der Cortes noch nicht erfolgt iſt, zur Anwen⸗ 
dung zu bringen beabſichtigte. Auch die Frage, ob 
der nach Portugal entwichene Olozaga in Anklage⸗ 
ſtand verſetzt werden ſolle, bleibt nun für jetzt un⸗ 
entſchieden, und auf dieſe Weiſe ſieht ſich die Kom⸗ 
miſſton des Kongreſſes, welche über dieſen Gegen⸗ 
ſtand zu berichten hatte, aus einer großen Verlegen- 
heit gezogen. Die Majorität dieſer Kommiſſton, 
aus entſchiedenen Progreſſiſten, den Hetren Lopez, 
Cortina und Madoz beſtehend, wünſcht nämlich 
der Anklage vorzubeugen, und kann doch nicht uns 
berückſichtigt laſſen, daß Olozaga ſelbſt im Kon⸗ 
greſſe darauf beſtand, in Anklagezuſtand verſetzt zu 
werden. Vermuthlich fühlen die jugendkräftigen 
Miniſter, welche das junge Spanien vertreten, ſich 
ſtark genug, um ohne Mitwirkung der Cortes zu 
tegieren, und befürchten auf der anderen Seite, durch 
die vielen von der Oppoſitionspartei im Kongreß 
angekündigten Interpellationen ſich in Verlegenheit 
geſetzt und in ihrer Thätigeit gehemmt zu ſehen. 
Die Deputirten der rechten Seite und des Centrums 
halten heute in der Wohnung des Herrn Carriquiri 
eine Verſammlung. Offenbar hegen fie die Veſorg⸗ 
niß, daß die Suspendirung der Sitzungen auf lange 
Zeit ausgedehnt und mit einer Auflöſung der Cor⸗ 
tes geſchloſſen werden möchte. Die Gaceta giebt 
heute das traurige Bild der Aufregung und Ver⸗ 
wirrung, welches der Kongreß in feinen letzten Size 
zungen dargeboten hätte, als Veranlaſſung der 
Suspendirung derſelben an, indem die Regierung 
hoffe, daß mit der Zeit die erhitzten Gemüther ſich 
abkühlen und zur Beſinnung kommen würden. Erft 
vorgeſtern ernannten die Miniſter mehrere Senato⸗ 
ren für die Provinz Barcelona, unter ihnen den 
Marquis von Miraflores. 

Es hat ſich hier die Nachricht verbreitet, der 
Päpſtliche Internuntius am Portugieſiſchen Hofe, 
Monſignor Cappaceini, habe den Auftrag erhalten, 
ſich hierher zu begeben. 

Mit großem Antheil hat man hier das unglück⸗ 
liche Ende des in Deutſchland im Zweikampf er⸗ 
ſchoſſenen Herrn Sarachaga, deſſen Wittwe, eine ge⸗ 
borne Fürſtin Labanoff, ſich hier befindet, vernom⸗ 
men. Herr Sarachaga hielt ſich, in Begleitung 
ſeines Freundes, des gleichfalls im Duell gebliebe⸗ 
nen Herrn von Göler, im vergangenen Winter län⸗ 
gere Zeit hier auf, und Letzterer, der ſich dem da⸗ 
maligen Regenten worftellen ließ, machte ſich auch 
den Spaniſchen Offizieren, wenn gleich ohne Blut⸗ 
vergießen, als Waſſenkundiger bemerkbar. 

Paris den A, Januar. Die Suspenſton der 
Cortes wird hier in Paris auch von den Freunden 
der Spaniſchen Regierung gemißbilligt, um ſo mehr, 
als man überzeugt iſt, daß die Majorität dem Mi⸗ 


niſterium auf jeden Fall bis ans Ende treu geblit⸗ 
ben ſein würde. 
Nieder lande. . 

Delft den 2. Jan. (Amſterd. Handelsbl.) 
Heute um zwölf Uhr Mittags trafen die ſterblichen 
Ueberreſte des Königs Wilhelm Friedrich, Grafen 
von Naſſau, von Rotterdam hier ein und wurden 
von Sr. Majeſtät dem Könige und den Königlichen 
Prinzen an der neuen Brücke außerhalb der Stadt 
empfangen und in der durch das Programm vorge⸗ 
ſchtiebenen Weiſe in dem Königlichen Familien-Ve⸗ 
gräbniſſe in der neuen Kirche beigeſetzt. 

Diner kuntichi⸗ 

Konſtantinopel den 20. Decbr. Gut un⸗ 
terrichtete Perſonen wollen wiſſen, daß Herr de 
Bourqueney baldigſt von ſeinem Hof an die Stelle 
des Grafen Pontois zum wirklichen Geſandten Frank⸗ 
reichs bei der hohen Pforte ernannt werden dürſte. 
Man ſchreibt dies hauptſächlich Sir Stratford Can⸗ 
ning zu, welcher mit Hrn. de Bourqueney viel mehr 
ſympathiſire als mit dem Grafen Pontois, und ſich 
deßhalb an Lord Aberdeen gewendet habe, der bei 
dem Königl. Veſuch auf dem Schloſſe Eu hierüber 
mit Hrn. Guizot Rückſprache genommen und von 
ihm das bezügliche Verſprechen erhalten habe. Allein 
nebſt der perſönlichen Zuneigung und Harmonie, 
welche zwiſchen beiden Diplomaten herrſcht, haben 
auch die beiden von ihren reſp. Höfen in neueſter 
Zeit gegebenen amtlichen Inſtruktionen ſie noch in 
politiſcher Hinſicht auf das Innigſte genähert. Das 
enge Anſchließen Frankreichs an England mag wohl 
weniger in dem Beſuche der Königin Victoria in 

u zu ſuchen ſein, als vielmehr in den neueſten 
Begebenheiten in Griechenland und im Oriente, 
welche beide Staaten auf die ſich immer deutlicher 
ausſprechenden Tendenzen Rußlands aufmerkſam 
machten und ſie zur Ueberzeugung brachten, daß 
beider Heil und zugleich das Europa's auf ihrer Har⸗ 
monie und ihrem Zuſammenwirken beruhe. Wenn 
das Verhängniß des Orients in ſeinem jetzt immer 
raſcher werdenden Gange noch aufzuhalten iſt, fo 
iſt dieß nach unſerer Meinung nur eben durch jene 
aufrichtige Verbindung Englands und Frankreichs 
möglich. Nur Beider Unterſtützung wird es ver⸗ 
mögen, den durch die Serbiſchen Ereigniſſe gebro⸗ 
chenen Muth der Pforte wieder neu zu beleben und 
die Todesmüde zum friſchen Kampf um ihre Exiſtenz 
anzuſpornen, und allen verderblichen Einſtüſterun⸗ 
gen durch ihre freundſchaftlichen, uneigennützigen 
Rathſchläge den Eingang in ihr Gemüth zu ver⸗ 
ſperren. 

Griechen land. 

Athen den 21. Dec. (A. Z.) Das hier erſchei⸗ 
nende Aron meldet in feiner heutigen Nummer, 
daß Lord Aberdeen dem Geſandten Englands bei 


2 
4‘ 


König Otto eine vom 29. November datirte Depe⸗ 
ſche überſandt habe, welche ſich auf die Lage Grie⸗ 
chenlands und die Arbeiten der National-Verſamm⸗ 
lung beziehe und deren Inhalt im Weſentlichen fol⸗ 
gendermaßen laute: 

„Die finanzielle Lage Griechenlands veranlaßte 
im letzten April die Vereinigung der Konferenzen in 
London, von welcher vier Protokolle ausgegangen 
ſind. Während der Verhandlungen haben die drei 
Mächte in Einverſtändniß und völliger Uebereinſtim⸗ 
mung der Anſichten gehandelt. Da dem Reprä⸗ 
ſentanten von Rußland die erforderlichen Vollmach⸗ 
ten fehlten, um dieſe Protokolle definitiv zu geneh⸗ 
migen, konnten dieſe nicht publizirt, mußten viel⸗ 
mehr nach St. Petersburg geſchickt werden, um die 
Unterſchrift des Kaiſers zu erhalten. Nach den 
Ereigniſſen des 3. September ward Fürſt von Oet⸗ 
tingen⸗Wallerſtein von Sr. Majeſtät dem König 
von Bayern beauftragt, der Konferenz in London 
eine Note zu überbringen und ſich insbeſondere mit 
den Höfen von Paris und London hinſichtlich der 
Intereſſen Griechenlands zu verſtändigen. Nach die⸗ 
ſer Note ſchien der König von Bayern entſchloſſen, 
die in Griechenland angenommene Repräſentativ⸗ 
Regierung anzuerkennen, weil König Otto ſeinem 
Königlichen Vater am 25. September geſchrieben 
hatte, daß die conſtitutionellen Inſtitutionen in die⸗ 
ſem Lande nicht allein nützlich, ſondern auch noth⸗ 
wendig wären. König Ludwig drückte den Wunſch 
aus, daß die Mächte dazu beitragen möchten, daß 
die Rechte des Thrones geachtet und die zu begrün⸗ 
gende Regierung ſtark werde. Die Regitrungen 
von England und Frankreich haben in Uebereinſtim⸗ 
mung beſchloſſen ihren Repräſentanten in Griechen⸗ 
land ſpezielle Inſtructionen zu ertheilen in Betreff 
der Verhältniſſe, in welchen ſich das Königreich ge⸗ 
genwärtig befindet, beſonders in Bezug auf die Ar⸗ 
beiten der National-Verſammlung. Sir Edm. 
Lyons iſt angewieſen worden, dieſelben als Rathſchläge 
mitzuthrilen, damit fie nicht wie ein Eingriff in die 
Würde des Thrones und der Nation betr achtet wer⸗ 
den könnten. Frankreich wird feinem Repräſentan⸗ 
ten noch detaillirtere Inſtructionen ertheilen.“ 

Lord Aberdeen fügt noch hinzu: „Sie werden 
der Regierung, den Kommandanten und den ein⸗ 
flußreichſten Mitgliedern der National⸗Verſammlung 
die hier folgenden Grundzüge vorlegen, auf welchen 
die conſtitutionelle Monarchie bafirt fein muß, 
wenn ſie die Kraft haben will, das Land auf die 
Wege des Fortſchritts und des Gedeihens zu lenken. 
Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. Der Kö⸗ 
nig ernennt alle Civil⸗ und Militair-Beamten. 
Die National⸗Vertretung bildet zwei Kammern; 
die eine wird vom Volke erwählt, wobei das Ei⸗ 
genthum zur Baſis des Wahlrechts genommen wird; 


die Mitglieder der anderen werden als erbliche Re⸗ 
präſentanten oder auf Lebenszeit vom König ernannt. 
Die Kammern treten alljährlich zuſammmen. Sie 
votiren die Steuern und die Ausgaben des Staats. 
Der König hat das Recht Geſetze vorzuſchlagen und 
an deren Redaction Theil zu nehmen. Das Recht, 
Ausgaben vorzuſchlagen, kommt nur der Regie⸗ 
rung zu.“ 5 


Vermiſchte Nachrichten. 
Poſtangelegenheiten. (Eingeſandt.) 


Poſen. — Wie wir vernehmen, hat die hieſige 
Bürgerſchaft der Ober⸗Poſt⸗Vehörde in Berlin ein, 
durch die Königl. Regierung unterſtütztes Geſuch we⸗ 
gen Verbeſſerung des Poſtenlaufs zwiſchen hier und 
Berlin eingereicht. — Wir können dieſen Schritt 
nur freudig begrüßen, da genannte Ober⸗Poſtbe⸗ 
hörde wiederholt bewieſen hat, wie gern ſie billigen 
Wünſchen des Publikums entſpricht. 

Jedem Correſpondenten in Poſen war der bisher 
rige Uebelſtand, auf einen heut zur Poſt gegebenen 
Brief erſt am vierten Tage aus der Reſidenz, die 
innerhalb 24 Stunden zu erreichen iſt, Antwort er⸗ 
halten zu können, ſehr drückend. 

Ob das Bedürfniß eines vermehrten, ſtatt 
eines veränderten Poſtenlaufs, auf dieſer Straße 
vorhanden iſt, werden die betreffenden Poſtbehörden 
allein am beſten beurtheilen können. 

Wir glauben dagegen bei dieſer Angelegenheit 
noch einen zweiten Uebelſtand hervorheben zu müſ⸗ 
fen. In allen uns bekannten Provinzial⸗Haupt⸗ 
ſtädten iſt nämlich der Poſtenlauf mit vorzugsweiſer 
Berückſichtigung dieſer Städte eingerichtet, fo daß 
namentlich auch dem reiſenden Publikum derſelben 
die Bequemlichkeit geboten iſt, ſeine Reiſen des 
Morgens oder am Abend anzutreten. Hier iſt es 
leider anders! Die meiſten Poſten gehen des Abends 
(vielleicht wegen der ſpäten Ankunft der Berliner 
Poſt ?) von Poſen ab oder gar in der Mitternachts⸗ 
ſtunde. — Unſere größtentheils noch überaus ſchlech⸗ 
ten Wege haben nun eine Verſpätung der Poſten, 
mitunter um 6 Stunden, zur Folge, und das des 
Abends zur Poſt beſtellte reiſende Publikum ift ge⸗ 
nöthigt, daſelbſt nicht nur die Zeit bis Mitternacht, 
ſondern meiſthin die ganze Nacht zuzubringen. — 
Wer die Annehmlichkeiten ciner Nacht in der Paſ⸗ 
ſagierſtube kennen gelernt hat, leiſtet für die Folge 
gern darauf Verzicht. — Wir hoffen deshalb, daß 
die wohlwollende Poſtbehörde die nicht unbedeutende 
hieſige Einwohnerſchaft auch von dieſen unbequemen 


Verhältniſſen befreien und mit der bevorſtehenden 


Aenderung der Abgangszeit der Berliner Poſt auch 
die der übrigen, wenigſtens der — vor⸗ 
nehmen werde. 
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Berlin. — Nach dem ſo eben erſchienenen amt⸗ 
lichen Verzeichniß des Perſonals der Studirenden 
auf der hiefigen Königlichen Friedrichs-Wilhelms⸗ 
Univerſität beträgt die Zahl der für das laufende 
Halbjahr immatrikulirten Studireden 1656, und 
zwar in der theologiſchen Fakultät 343 (94 Aus⸗ 
länder), in der juriſtiſchen 550 (156 Ausländer), 
in der mediziniſchen 320 (100 Ausländer) und in 
der philoſophiſchen 443 (157 Ausländer.) Außer⸗ 
dem find noch 437 Chirurgen, Pharmaeeuten, 
Eleven des Friedrich-Wilhelm-Inſtituts und der 
mediziniſch- chirurgiſchen-Militair- Akademie ꝛc. 
zum Hören der Vorleſungen berechtigt, ſo daß an 
dieſen im Ganzen 2092 Theil genommen haben. 
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Stadttheater zu Poſen. 
Donnerſtag den 10. Januar: Gaſtdarſtellung der 
Mad. Janik, Großherzogl. Badiſchen Hof-Opern⸗ 
ſängerin. Zum Letztenmale; Des Teufels An⸗ 
theil, komiſche Oper in 3 Akten von Auber. (Carlo 
Broschi: Madame Janik) 
reitag den 11. Januar: Hinko, oder: Der 
König und der Freiknecht, Schauſpiel in 6 
Akten von Charlotte Birch-Pfeiffer. 
Donnerſtag den 18. Januar: Letzte Vorſtellung. 


Bekanntmachung. 

Durch das Erkenntniß des unterzeichneten Ober⸗ 
Landesgerichts vom heutigen Tage iſt der Eigenthüs 
mer Daniel Fiſcher zu Cihagdra für einen 
Verſchwender erklärt worden, was hiermit zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht wird, damit Niemand dem⸗ 
ſelben ferner Kredit ertheile. 

Poſen, den 6. December 1843. 
Königliches Oberlandes-Gericht. 
I. Abtheilung. 


Nothwendiger Verkauf 
zur Auflöſung der Gemeinſchaft. 


Ober⸗Landesgericht zu Bromberg. 


Das im Gneſener Kreiſe belegene adeliche Gut 
Popowo Tomkowo P. 20., gerichtlich abge⸗ 
ſchätzt auf 15,672 Rthlr. 12 Sgr. 9 Pf., incluſtve 
des auf 2674 Rthlr. 1 Sgr. 11 Pf. gewürdigten 
Forſtes, ſoll 

am 19ten Juni 1844 Vormittaggs 

um 10 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Taxe, Hypothekenſchein und Kaufbedingungen 
koͤnnen in der Regiſtratur eingeſehen werden. 

Die ihrem Aufenthalt nach unbekannten Jo ſe ph 
von Ubyſz ſchen Erben werden hierzu öffentlich 
vorgeladen. 

Bromberg, den 14. November 1843. 
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Montag den I4ten Januar wird das Konzert des 
Violoncelliſten Samuel Koſſowski im Saale 
des Bazar flattfinden. 


— — — 
In der Deſtillation, alten Markt No. 31., wird 
ein Lehrling geſucht. 


Mein Lager Türkiſcher und Afiatifher 
Manufaktur⸗Waaren empfehle ich dem Wohl⸗ 
wollen des geehrten Publikums. 

Paul Georgiewitz aus Konſtantinopel, 
im Bazar. 

In meinem Haufe Wilpelmsftrage No. 24. if von 
Oſtern ab die Parterre-Wohnung, beftehend aus 5 
heizbaren Zimmern, einer Küche, Wagenremiſe und 
Stallungen, zu vermiethen. 

Moſes Mendelſohn, 
Neueſtraße No. 3. 


— ——— v— 2:2“kꝓ8§1„%k 
Donnerſtag den 1Iten Januar friſche Wurſt und 
Sauerkohl, wozu ergebenſt einladet 
Wwe. Krätſchmann, Halbdorf⸗Str. No. I. 
— .. ? — U w ñ ü— — ne 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel. 


Preus.Cour, 
Brief. Geld. 


Zins- 
“Fuss. 


Den 8. Januar 1844. 


Staats- Schuldscheine 34 1024 — 
Preuss. Engl. Obligat. 1830 4 1024 — 
Präm.-Scheine d. Seehandlung . — [904 ].90 
Kurm, u. Neum. Schuldverschr. 31 101 — 
Berliner Stadt- Obligationen . . 31 1102 | — 
Danz. dito v. in JI. — 48 — 
Westpreussische Pfandbriefe. 34 101 .— 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 105% 105 
dito dito dito 3 | 1005 1004 
Ostpreussische dito 31 —. 1034 
Pommersche 1 1017 | — 
Kur- u. Neumärkische dito 3 102 — 
Schlesische dio 3} 101144 — 
Friedrichsd'ocr lesen — 1375| 1352 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 125.114 
Henne. ee — 3 4 
Actien. 
Berl. Potsd. Eisenbahn 5 — 1160 
dto. dto, Prior. Oblig, .. .« 4 104 1033 
Magd. Leipz. Eisenbahn — 185 — 
dto. dto. Prior. Oblig. 41104 103 
Berl, Anh. Eisenbann — 1454 1447 
dto, dto. Prior, Oblig. 4. 1.1044 1034 
Düss. Elb. Eisenb ann 5 — 74 
dto, dto. Prior. Obli gg. 4 964 | 964 
Rhein, Eisenbahn ...,.... 5 724 |.— 
dto. dte. Prior. Oblig,,... 4 714 — 
Berlin-Frankfurter Eisenbahn . 5 1 
dito. dito. Prior, Oblig. 4 104 1033 
Ob.- Schles. Eisenbahn . . . .- 41164 — 
do. do, do, Litt. B. v. eingez. — 1104 1093 
Brl.-Stet. E. Lt. A, und 3. — 1194 1181 
Magdeb.-Halberstädter Eisenb, 4 |1174 | — 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, 4 1177 1165 


den 8. Januar 1844. 
(Der Scheffel Preuß.) 


| 

Weizen d. Schfl. zu 16 Mtz. 
Roggen dito 66 
Gehe bat, 25 6 
affen ug Kurdi TR 17 6 
Buchweizen 5 6 
ErblfiF ne 5 — 
LA 10 — 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. 25 — 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 5 10 — 
Butter, das Faß zu 8 Pfd. 1126 — 


